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Gesetz uber den Beruf der Notfallsanitaterin und des
Notfallsanitaters* (Notfallsanitatergesetz - NotSanG)

NotSanG
Ausfertigungsdatum: 22.05.2013
Vollzitat:

"Notfallsanitatergesetz vom 22. Mai 2013 (BGBI. | S. 1348), das zuletzt durch Artikel 7c des Gesetzes vom 19. Juli
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 197) geandert worden ist"

Stand: Zuletzt geandert Art. 7¢ G v. 19.7.2023 I Nr. 197

* Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S.
22,1271 vom 16.10.2007, S. 18).

FuBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.1.2014 +++)
(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:
Umsetzung der
EGRL 36/2005 (CELEX Nr: 32005L0036) +++)

Das G wurde als Artikel 1 des G v. 22.5.2013 | 1348 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates
beschlossen. Es tritt gem. Art. 5 Satz 1 am 1.1.2014 in Kraft. § 11 tritt gem. Art. 5 Satz 3 am 28.5.2013 in Kraft.

Abschnitt 1
Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnung

§ 1 Fuhren der Berufsbezeichnung
(1) Wer die Berufsbezeichnung , Notfallsanitaterin“ oder ,Notfallsanitater” fihren will, bedarf der Erlaubnis.

(2) Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater, die Staatsangehdrige eines Vertragsstaats des Europaischen
Wirtschaftsraums sind, fihren die Berufsbezeichnung nach Absatz 1 im Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne
Erlaubnis, sofern sie ihre Berufstatigkeit als voribergehende und gelegentliche Dienstleistung im Sinne des
Artikels 57 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union im Geltungsbereich dieses Gesetzes
ausuben. Sie unterliegen jedoch der Meldepflicht und Nachprifung nach diesem Gesetz. Gleiches gilt fur
Drittstaaten und Drittstaatsangehdrige, soweit sich hinsichtlich der Anerkennung von Ausbildungsnachweisen
nach dem Recht der Europdischen Union eine Gleichstellung ergibt.

§ 2 Voraussetzungen fir die Erteilung der Erlaubnis
(1) Die Erlaubnis, die Berufsbezeichnung ,Notfallsanitaterin” oder ,Notfallsanitater” zu fihren, ist auf Antrag zu
erteilen, wenn die antragstellende Person

1. die durch dieses Gesetz vorgeschriebene Ausbildungszeit abgeleistet und die staatliche Prifung
bestanden hat,

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuverlassigkeit zur Ausiibung des
Berufs ergibt,

nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Austibung des Berufs ungeeignet ist und
Uber die fur die Austibung des Berufs erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache verfligt.

(2) Die Erlaubnis ist zurickzunehmen, wenn bei Erteilung der Erlaubnis eine der Voraussetzungen nach Absatz 1
Nummer 1 bis 3 nicht vorgelegen hat oder die Ausbildung nach den Absatzen 3 bis 5 nicht abgeschlossen war. Die
Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachtraglich die Voraussetzung nach Absatz 1 Nummer 2 weggefallen ist. Die
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Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn nachtraglich die Voraussetzung nach Absatz 1 Nummer 3 weggefallen
ist.

(3) Vorbehaltlich der Absatze 4 und 5 erflllt eine auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes und aulRerhalb
eines anderen Vertragsstaats des Europaischen Wirtschaftsraums erworbene abgeschlossene Ausbildung die
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 1, wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist.

Der Ausbildungsstand ist als gleichwertig anzusehen, wenn die Ausbildung der antragstellenden Person keine
wesentlichen Unterschiede gegeniber der in diesem Gesetz und in der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fir
Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater geregelten Ausbildung aufweist. Wesentliche Unterschiede im Sinne des
Satzes 2 liegen vor, wenn

1. die Ausbildung der antragstellenden Person hinsichtlich der beruflichen Tatigkeit Themenbereiche
oder Bereiche der praktischen Ausbildung umfasst, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die
nach diesem Gesetz und nach der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur Notfallsanitaterinnen und
Notfallsanitater vorgeschrieben sind, oder

2. der Beruf des Notfallsanitaters eine oder mehrere reglementierte Tatigkeiten umfasst, die im
Herkunftsstaat der antragstellenden Person nicht Bestandteil des Berufs sind, der dem des
Notfallsanitaters entspricht, und wenn sich die Ausbildung fur diese Tatigkeiten auf Themenbereiche
oder Bereiche der praktischen Ausbildung nach diesem Gesetz und nach der Ausbildungs- und
Prifungsverordnung fur Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater bezieht, die sich wesentlich von denen
unterscheiden, die von der Ausbildung der antragstellenden Person abgedeckt sind.

Themenbereiche oder Bereiche der praktischen Ausbildung unterscheiden sich wesentlich, wenn die
nachgewiesene Ausbildung der antragstellenden Person wesentliche inhaltliche Abweichungen hinsichtlich

der Kenntnisse und Fertigkeiten aufweist, die eine wesentliche Voraussetzung fur die Ausibung des
Notfallsanitaterberufs in Deutschland sind. Wesentliche Unterschiede kénnen ganz oder teilweise durch
Kenntnisse und Fertigkeiten ausgeglichen werden, die die antragstellende Person im Rahmen ihrer tatsachlichen
und rechtmaRBigen Austbung des Notfallsanitadterberufs in Voll- oder Teilzeit oder durch lebenslanges Lernen
erworben hat, wenn diese erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten von einer daflr in dem jeweiligen Staat
zustandigen Stelle formell als giltig anerkannt wurden; dabei ist nicht entscheidend, in welchem Staat diese
Kenntnisse und Fertigkeiten erworben worden sind. Ist die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nicht
gegeben oder kann sie nur mit unangemessenem zeitlichen oder sachlichen Aufwand festgestellt werden, weil
die erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus Grinden, die nicht in der Person der antragstellenden Person
liegen, von dieser nicht vorgelegt werden kdnnen, ist ein gleichwertiger Kenntnisstand nachzuweisen. Dieser
Nachweis wird durch eine Kenntnisprifung, die sich auf den Inhalt der staatlichen Abschlussprifung erstreckt,
oder einen hdchstens dreijahrigen Anpassungslehrgang erbracht, der mit einer Prifung Uber den Inhalt des
Anpassungslehrgangs abschlief8t. Die antragstellende Person hat das Recht, zwischen der Kenntnisprifung und
dem Anpassungslehrgang zu wahlen.

(4) Fur eine antragstellende Person, die eine Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 anstrebt, gilt die Voraussetzung des
Absatzes 1 Nummer 1 als erflllt, wenn aus einem Europaischen Berufsausweis oder aus einem in einem anderen
Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraums erworbenen Diplom hervorgeht, dass sie eine Ausbildung
erworben hat, die in diesem Staat fur den unmittelbaren Zugang zu einem Beruf erforderlich ist, der dem

Beruf des Notfallsanitaters entspricht. Diplome im Sinne dieses Gesetzes sind Ausbildungsnachweise gemaf
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom

7. September 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, L 271
vom 16.10.2007, S. 18) in der jeweils geltenden Fassung, die mindestens dem in Artikel 11 Buchstabe b der
Richtlinie 2005/36/EG genannten Niveau entsprechen und denen eine Bescheinigung des Herkunftsmitgliedstaats
Uber das Ausbildungsniveau beigefugt ist. Satz 2 gilt auch flr Ausbildungsnachweise oder eine Gesamtheit

von Ausbildungsnachweisen, die von einer zustandigen Behdérde in einem Mitgliedstaat ausgestellt wurden,
sofern sie den erfolgreichen Abschluss einer in der Europaischen Union auf Voll- oder Teilzeitbasis im Rahmen
formaler oder nichtformaler Ausbildungsprogramme erworbenen Ausbildung bescheinigen, von diesem
Mitgliedstaat als gleichwertig anerkannt wurden und in Bezug auf die Aufnahme oder Austbung des Berufs

des Notfallsanitaters dieselben Rechte verleihen oder auf die Austbung dieses Berufs vorbereiten. Satz 2 gilt
ferner fur Berufsqualifikationen, die zwar nicht den Erfordernissen der Rechts- oder Verwaltungsvorschriften
des Herkunftsmitgliedstaats fur die Aufnahme oder Austbung des Berufs des Notfallsanitaters entsprechen,
ihrer Inhaberin oder ihrem Inhaber jedoch nach dem Recht des Herkunftsmitgliedstaats erworbene Rechte nach
den dort maRgeblichen Vorschriften verleihen. Wenn die Ausbildung der antragstellenden Person mit einem
Ausbildungsnachweis aus einem Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraums wesentliche Unterschiede
gegenuber der in diesem Gesetz und in der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur Notfallsanitaterinnen und
Notfallsanitater geregelten Ausbildung aufweist, hat die antragstellende Person einen hochstens dreijahrigen
Anpassungslehrgang zu absolvieren oder eine Eignungsprifung abzulegen, die sich auf die festgestellten
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wesentlichen Unterschiede erstrecken. Absatz 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Die antragstellende Person hat
das Recht, zwischen dem Anpassungslehrgang und der Eignungsprifung zu wahlen. Die Satze 5 bis 7 gelten
auch fir eine antragstellende Person, die Uber einen Ausbildungsnachweis als Notfallsanitater verfugt, derin
einem anderen als den in Satz 1 genannten Staaten (Drittstaat) ausgestellt ist und den ein anderer der in Satz
1 genannten Staaten anerkannt hat. Die Regelungen dieses Absatzes gelten entsprechend flr den Fall der
EinfUhrung eines Europaischen Berufsausweises fur den Beruf des Notfallsanitaters.

(4a) Fur antragstellende Personen, die Uber einen Ausbildungsnachweis verfligen, der dem in Artikel 11
Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG genannten Niveau entspricht, gilt Absatz 4 Satz 5 sowie 9 mit
der MaRRgabe, dass die erforderliche AusgleichsmalBnahme abweichend von Absatz 4 Satz 7 aus einer
Eignungsprifung besteht.

(4b) Wird die Voraussetzung des Absatzes 1 Nummer 1 auf eine Ausbildung gestutzt, die auBerhalb des
Geltungsbereichs dieses Gesetzes abgeschlossen worden ist, soll die Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation nach
den Absatzen 2 bis 4a vor den Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 gepruft werden. Auf Antrag ist
dem Antragsteller ein gesonderter Bescheid Uber die Feststellung seiner Berufsqualifikation zu erteilen.

(5) Die Absatze 4 und 4a gelten entsprechend fur Drittstaatsdiplome, fir deren Anerkennung sich nach dem Recht
der Europaischen Union eine Gleichstellung ergibt.

(6) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet mit Ausnahme des § 17 keine Anwendung.

(7) Die Lander kénnen vereinbaren, dass die Aufgaben nach den Absatzen 3 bis 5 und nach § 3 Absatz 1 von
einem anderen Land oder einer gemeinsamen Einrichtung wahrgenommen werden.

(8) Die Bundesregierung Uberpruft die Regelung zu den Anerkennungsverfahren nach diesem Gesetz und
berichtet nach Ablauf von drei Jahren dem Deutschen Bundestag.

§ 2a Eigenverantwortliche Durchfiithrung heilkundlicher MaBnahmen durch Notfallsanitaterinnen und
Notfallsanitater

Bis zum Eintreffen der Notarztin oder des Notarztes oder bis zum Beginn einer weiteren arztlichen, auch
telearztlichen, Versorgung dirfen Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater heilkundliche MaBnahmen,
einschlieBlich heilkundlicher Maknahmen invasiver oder medikamentdser Art, dann eigenverantwortlich
durchfihren, wenn

1. sie diese MaBnahmen in ihrer Ausbildung erlernt haben und beherrschen und

2. die MaBnahmen jeweils erforderlich sind, um Lebensgefahr oder wesentliche Folgeschaden von der
Patientin oder dem Patienten abzuwenden.

§ 3 Unterrichtungspflichten

(1) Die zustandigen Behérden des Landes, in dem der Beruf des Notfallsanitaters ausgeubt wird oder

zuletzt ausgeubt worden ist, unterrichten die zustandigen Behérden des Herkunftsmitgliedstaats Uber das
Vorliegen strafrechtlicher Sanktionen, tUber die Ricknahme, den Widerruf und die Anordnung des Ruhens der
Erlaubnis, Gber die Untersagung der Ausubung der Tatigkeit und Uber Tatsachen, die eine dieser Sanktionen

oder MalBnahmen rechtfertigen wirden; dabei sind die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten
einzuhalten. Erhalten die zustandigen Behérden der Lander Auskinfte von den zustandigen Behérden der
Aufnahmemitgliedstaaten, die sich auf die Austbung des Berufs des Notfallsanitaters auswirken kdnnten, so
prufen sie die Richtigkeit der Sachverhalte, befinden Gber Art und Umfang der durchzufihrenden Prafungen und
unterrichten den Aufnahmemitgliedstaat Gber die Konsequenzen, die aus den Ubermittelten Auskinften zu ziehen
sind.

(2) Das Bundesministerium fir Gesundheit benennt nach Mitteilung der Lander die Beh6rden und Stellen, die
fur die Ausstellung oder Entgegennahme der in der Richtlinie 2005/36/EG genannten Ausbildungsnachweise
und sonstigen Unterlagen oder Informationen zustandig sind, sowie die Behérden und Stellen, die die Antrage
annehmen und Entscheidungen treffen kénnen, die im Zusammenhang mit dieser Richtlinie stehen. Es
unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Europaische Kommission unverziglich Gber die Benennung.

(3) Die flr die Entscheidungen nach diesem Gesetz zustandigen Behdrden und Stellen Gbermitteln dem
Bundesministerium fur Gesundheit statistische Aufstellungen Uber die getroffenen Entscheidungen, die die
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Europaische Kommission fir den nach Artikel 60 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG erforderlichen Bericht
bendtigt, zur Weiterleitung an die Kommission.

§ 3a Vorwarnmechanismus

(1) Die jeweils zustandige Stelle unterrichtet die zustandigen Behérden der anderen Mitgliedstaaten der
Europaischen Union, der anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum und
der Schweiz Uber

1. den Widerruf oder die Riicknahme der Erlaubnis nach § 1 Absatz 1, die sofort vollziehbar oder
unanfechtbar sind,

2. den Verzicht auf die Erlaubnis,

3. das Verbot der Auslibung des Berufs des Notfallsanitaters durch unanfechtbare gerichtliche Entscheidung
oder

4, das vorlaufige Berufsverbot durch gerichtliche Entscheidung.

(2) Die Mitteilung nach Absatz 1 (Warnmitteilung) enthalt folgende Angaben:

1. die zur Identifizierung der betroffenen Person erforderlichen Angaben, insbesondere Name, Vorname,
Geburtsdatum und Geburtsort,

2 Beruf der betroffenen Person,

3 Angaben Uber die Behdrde oder das Gericht, die oder das die Entscheidung getroffen hat,
4, Umfang der Entscheidung oder des Verzichts und

5 Zeitraum, in dem die Entscheidung oder der Verzicht gilt.

Die Warnmitteilung erfolgt unverzlglich, spatestens jedoch drei Tage nach Eintritt der Unanfechtbarkeit

einer Entscheidung nach Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 3, nach Bekanntgabe einer Entscheidung

nach Absatz 1 Nummer 4 oder nach einem Verzicht nach Absatz 1 Nummer 2. Sie ist Uber das durch die
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 Uber

die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der
Entscheidung 2008/49/EG der Kommission (ABI. L 316 vom 14.11.2012, S. 1) eingerichtete Binnenmarkt-
Informationssystem (IMI) zu Gbermitteln. Zeitgleich mit der Warnmitteilung unterrichtet die Stelle, die die
Warnmitteilung getatigt hat, die betroffene Person Uber die Warnmitteilung und deren Inhalt schriftlich unter
Beifligung einer Rechtsbehelfsbelehrung. Wird ein Rechtsbehelf gegen die Warnmitteilung eingelegt, erganzt die
Stelle, die die Warnmitteilung getatigt hat, die Warnmitteilung um einen entsprechenden Hinweis.

(3) Im Fall der Aufhebung einer in Absatz 1 genannten Entscheidung oder eines Widerrufs des Verzichts
unterrichtet jeweils die zustandige Stelle die zustandigen Behérden der anderen Mitgliedstaaten der Europaischen
Union, der anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum und der Schweiz
unverzlglich unter Angabe des Datums Uber die Aufhebung der Entscheidung oder den Widerruf des Verzichts.
Die zustandige Stelle unterrichtet die zustandigen Behdrden der anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union,
der anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum und der Schweiz ebenfalls
unverziglich ber jede Anderung des nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 angegebenen Zeitraums. Die zustandige
Stelle 16scht Warnmitteilungen nach Absatz 1 im IMI unverzuglich, spatestens jedoch drei Tage nach Aufhebung
der Entscheidung oder Widerruf des Verzichts.

(4) Wird gerichtlich festgestellt, dass eine Person, die die Erteilung der Erlaubnis oder die Feststellung

der Gleichwertigkeit ihrer Berufsqualifikation nach diesem Gesetz beantragt hat, dabei gefalschte
Berufsqualifikationsnachweise verwendet hat, unterrichtet die zustandige Stelle die zustandigen Behorden

der anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union, der anderen Vertragsstaaten des Abkommens

Uber den Europaischen Wirtschaftsraum und der Schweiz Uber die Identitat dieser Person, insbesondere

Uber Name, Vorname, Geburtsdatum und Geburtsort, und den Umstand, dass diese Person gefalschte
Berufsqualifikationsnachweise verwendet hat. Die Unterrichtung erfolgt unverziiglich, spatestens jedoch drei Tage
nach Unanfechtbarkeit der Feststellung Uber das IMI. Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt fUr die Unterrichtung nach Satz 1
entsprechend.

(5) Erganzend zu den Absatzen 1 bis 4 ist die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/983 der Kommission vom 24.
Juni 2015 betreffend das Verfahren zur Ausstellung des Europaischen Berufsausweises und die Anwendung des
Vorwarnmechanismus gemaR der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates (ABI. L 159
vom 25.6.2015, S. 27) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.
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Abschnitt 2
Ausbildung

§ 4 Ausbildungsziel

(1) Die Ausbildung zur Notfallsanitaterin oder zum Notfallsanitater soll entsprechend dem allgemein anerkannten
Stand rettungsdienstlicher, medizinischer und weiterer bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse fachliche,
personale, soziale und methodische Kompetenzen zur eigenverantwortlichen Durchfihrung und teamorientierten
Mitwirkung insbesondere bei der notfallmedizinischen Versorgung und dem Transport von Patientinnen und
Patienten vermitteln. Dabei sind die unterschiedlichen situativen Einsatzbedingungen zu berlcksichtigen.

Die Ausbildung soll die Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater aulerdem in die Lage versetzen, die
Lebenssituation und die jeweilige Lebensphase der Erkrankten und Verletzten und sonstigen Beteiligten sowie
deren Selbstandigkeit und Selbstbestimmung in ihr Handeln mit einzubeziehen.

(2) Die Ausbildung nach Absatz 1 soll insbesondere dazu befahigen,

1. die folgenden Aufgaben eigenverantwortlich auszufihren:

a)

b)

Feststellen und Erfassen der Lage am Einsatzort und unverzigliche Einleitung notwendiger
allgemeiner MaBnahmen zur Gefahrenabwehr,

Beurteilen des Gesundheitszustandes von erkrankten und verletzten Personen, insbesondere
Erkennen einer vitalen Bedrohung, Entscheiden Uber die Notwendigkeit, eine Notarztin oder einen
Notarzt, weiteres Personal, weitere Rettungsmittel oder sonstige arztliche Hilfe nachzufordern,
sowie Umsetzen der erforderlichen Mallnahmen,

Durchfiihren medizinischer MaBnahmen der Erstversorgung bei Patientinnen und Patienten im
Notfalleinsatz und dabei Anwenden von in der Ausbildung erlernten und beherrschten, auch
invasiven oder medikamentdsen MaBnahmen, um einer Verschlechterung der Situation der
Patientinnen und Patienten bis zum Eintreffen der Notarztin oder des Notarztes oder dem Beginn
einer weiteren arztlichen Versorgung vorzubeugen, wenn ein lebensgefahrlicher Zustand vorliegt
oder wesentliche Folgeschaden zu erwarten sind,

angemessenes Umgehen mit Menschen in Notfall- und Krisensituationen,
Herstellen und Sichern der Transportfahigkeit der Patientinnen und Patienten im Notfalleinsatz,

Auswéhlen des geeigneten Transportzielortes sowie Uberwachen des medizinischen Zustandes der
Patientinnen und Patienten und seiner Entwicklung wahrend des Transports,

sachgerechtes Ubergeben der Patientinnen und Patienten in die &rztliche Weiterbehandlung
einschlielich Beschreiben und Dokumentieren ihres medizinischen Zustandes und seiner
Entwicklung,

Kommunizieren mit am Einsatz beteiligten oder zu beteiligenden Personen, Institutionen oder
Behorden,

Durchfihren von qualitadtssichernden und organisatorischen MaBnahmen im Rettungsdienst sowie
Dokumentieren der angewendeten notfallmedizinischen und einsatztaktischen Mallnahmen und

Sicherstellen der Einsatz- und Betriebsfahigkeit der Rettungsmittel einschlieRlich Beachten sowie
Einhalten der Hygienevorschriften und rechtlichen Arbeits- und Unfallschutzvorschriften,

2. die folgenden Aufgaben im Rahmen der Mitwirkung auszuflihren:

a)

Assistieren bei der arztlichen Notfall- und Akutversorgung von Patientinnen und Patienten im
Notfalleinsatz,

eigenstandiges Durchfiihren arztlich veranlasster MaBnahmen bei Patientinnen und Patienten im
Notfalleinsatz und

eigenstandiges Durchfiihren von heilkundlichen MaRnahmen, die vom Arztlichen Leiter
Rettungsdienst oder entsprechend verantwortlichen Arztinnen oder Arzten bei bestimmten
notfallmedizinischen Zustandsbildern und -situationen standardmaRig vorgegeben, Uberpruft und
verantwortet werden,
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3. mit anderen Berufsgruppen und Menschen am Einsatzort, beim Transport und bei der Ubergabe unter
angemessener Berucksichtigung der Gesamtlage vom individual-medizinischen Einzelfall bis zum
GroRschadens- und Katastrophenfall patientenorientiert zusammenzuarbeiten.

§ 5 Dauer und Struktur der Ausbildung

(1) Die Ausbildung fur Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater dauert unabhangig vom Zeitpunkt der staatlichen
Prifung in Vollzeitform drei Jahre, in Teilzeitform hochstens funf Jahre. Sie besteht aus theoretischem und
praktischem Unterricht und einer praktischen Ausbildung. Die Ausbildung schlieBt mit einer staatlichen Prifung
ab.

(2) Der theoretische und praktische Unterricht wird in staatlich anerkannten Schulen durchgefihrt. In den
Landern, in denen die Ausbildung nach diesem Gesetz dem Schulrecht unterliegt, wird die Genehmigung zur
Durchflhrung der Ausbildung den Schulen nach dem Schulrecht der Lander und nach Magabe von § 6 erteilt.
Die praktische Ausbildung wird an einer genehmigten Lehrrettungswache und an geeigneten Krankenhausern
durchgeflhrt.

(3) Die Gesamtverantwortung fur die Organisation und Koordination des theoretischen und praktischen
Unterrichts und der praktischen Ausbildung entsprechend dem Ausbildungsziel tragt die Schule. Die Schule
unterstitzt die praktische Ausbildung durch Praxisbegleitung. Die Praxisanleitung ist durch die Einrichtungen nach
Absatz 2 Satz 3 sicherzustellen.

§ 6 Staatliche Anerkennung von Schulen; Genehmigung von Lehrrettungswachen

(1) Die staatliche Anerkennung der Schulen nach § 5 Absatz 2 Satz 1 und die Genehmigung von
Lehrrettungswachen nach § 5 Absatz 2 Satz 3 erfolgt durch die zustandige Behdrde.

(2) Schulen werden anerkannt, wenn sie folgende Mindestanforderungen erflllen:

1. hauptberufliche Leitung der Schule durch eine entsprechend qualifizierte Fachkraft mit einer
abgeschlossenen Hochschulausbildung,
2. Nachweis einer im Verhaltnis zur Zahl der Ausbildungsplatze ausreichenden Zahl fachlich und

padagogisch qualifizierter Lehrkrafte mit entsprechender, abgeschlossener Hochschulausbildung fur die
Durchfihrung des theoretischen und praktischen Unterrichts,

3. Vorhandensein der fur die Ausbildung erforderlichen Raume und Einrichtungen sowie ausreichender Lehr-
und Lernmittel,
4, Sicherstellung der DurchfUhrung der praktischen Ausbildung nach der Ausbildungs- und

Prafungsverordnung fur Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater durch Vereinbarungen mit
Lehrrettungswachen, die von der zustandigen Behdrde fir die Durchfihrung von Teilen der praktischen
Ausbildung genehmigt worden sind, und mit Krankenhdusern, die von der zustandigen Behorde als
geeignet beurteilt werden.

Uber Satz 1 hinausgehende landesrechtliche Regelungen bleiben unberiihrt. Die Lander kénnen durch
Landesrecht das Nahere zu den Mindestanforderungen nach Satz 1 bestimmen.

(3) Die Landesregierungen kénnen durch Rechtsverordnung Regelungen zur Beschrankung der
Hochschulausbildung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 auf bestimmte Hochschularten und Studiengange
treffen.

§ 7 Ausbildung an der Hochschule im Rahmen von Modellvorhaben

(1) Zur Erprobung von Ausbildungsangeboten, die der Weiterentwicklung des Berufs des Notfallsanitaters

im akademischen Bereich unter Berlcksichtigung der berufsfeldspezifischen Anforderungen sowie moderner
berufspadagogischer Erkenntnisse dienen sollen, kdnnen die Lander den Unterricht abweichend von § 5 Absatz
2 Satz 1 an Hochschulen stattfinden lassen. Abweichungen von der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur
Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater sind jedoch nur zulassig, soweit sie den theoretischen und praktischen
Unterricht in § 1 Absatz 1 Satz 1 sowie die Anlage 1 der Verordnung betreffen. Im Ubrigen gilt die Verordnung
unverandert mit der MaRRgabe, dass an die Stelle der Schule die Hochschule tritt.

(2) Durch die Erprobung von Ausbildungsangeboten nach Absatz 1 darf das Erreichen des Ausbildungsziels nicht
gefahrdet werden. Die Vereinbarkeit der Ausbildung mit der Richtlinie 2005/36/EG ist zu gewahrleisten.
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(3) Ziele, Dauer, Art und allgemeine Vorgaben zur Ausgestaltung der Modellvorhaben sowie die Bedingungen fur
die Teilnahme sind jeweils von den Landern festzulegen.

(4) Die Lander stellen jeweils eine wissenschaftliche Begleitung und Auswertung der Modellvorhaben im Hinblick
auf die Erreichung der Ziele sicher. Diese erfolgt auf der Grundlage von Richtlinien Gber die wissenschaftliche
Begleitung und Auswertung von Modellvorhaben nach § 4 Absatz 6 Satz 3 des Ergotherapeutengesetzes, § 6
Absatz 4 Satz 3 des Hebammengesetzes, § 4 Absatz 6 Satz 3 des Logopadengesetzes und § 9 Absatz 3 Satz 3 des
Masseur- und Physiotherapeutengesetzes vom 16. November 2009, die das Bundesministerium fur Gesundheit im
Bundesanzeiger vom 27. November 2009 (BAnz. S. 4052) bekannt gemacht hat.

(5) Die Lander Ubermitteln dem Bundesministerium fur Gesundheit die Ergebnisse der Auswertung.

§ 8 Voraussetzungen fiir den Zugang zur Ausbildung

Voraussetzung fiir den Zugang zu einer Ausbildung nach diesem Gesetz ist,
1. die gesundheitliche Eignung zur Auslibung des Berufs und
2. im Fall einer Ausbildung

a) an einer staatlichen Schule (§ 5 Absatz 2 Satz 1)

aa) der mittlere Schulabschluss oder eine andere gleichwertige, abgeschlossene Schulbildung
oder

bb)  eine nach einem Hauptschulabschluss oder einer gleichwertigen Schulbildung erfolgreich
abgeschlossene Berufsausbildung von mindestens zweijahriger Dauer,

b) im Rahmen eines Modellvorhabens an einer Hochschule (§ 7) der Nachweis der
Hochschulzugangsberechtigung.

§ 9 Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen

Die zustandige Behdrde kann auf Antrag eine andere erfolgreich abgeschlossene Ausbildung oder erfolgreich
abgeschlossene Teile einer Ausbildung im Umfang ihrer Gleichwertigkeit auf die Dauer einer Ausbildung nach
§ 5 Absatz 1 Satz 1 oder § 7 anrechnen. Das Erreichen des Ausbildungsziels darf durch die Anrechnung nicht
gefahrdet werden.

§ 10 Anrechnung von Fehlzeiten

(1) Auf die Dauer einer Ausbildung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 werden angerechnet:
1. Urlaub, einschlieBlich Bildungsurlaub, oder Ferien,

2. Unterbrechungen wegen Krankheit oder aus anderen, von der Schilerin oder dem Schuler nicht zu
vertretenden Grinden

a) bis zu 10 Prozent des theoretischen und praktischen Unterrichts sowie
b) bis zu 10 Prozent der Stunden der praktischen Ausbildung

nach MaRgabe der nach § 11 erlassenen Ausbildungs- und Prifungsverordnung fiir Notfallsanitaterinnen
und Notfallsanitater und

3. Unterbrechungen wegen Schwangerschaft bei Schilerinnen; die Unterbrechung der Ausbildung darf
einschlieBlich der Fehlzeiten nach Nummer 2 eine Gesamtdauer von 14 Wochen nicht iberschreiten.

(2) Die zustandige Behdrde kann auf Antrag auch Uber Absatz 1 hinausgehende Fehlzeiten berticksichtigen, wenn
eine besondere Harte vorliegt und das Erreichen des Ausbildungsziels durch die Anrechnung nicht gefahrdet wird.

(3) Freistellungsanspriiche nach dem Betriebsverfassungsgesetz, dem Bundespersonalvertretungsgesetz oder
den Landespersonalvertretungsgesetzen bleiben unberiihrt.

(4) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fir Ausbildungen nach § 7.

§ 11 Verordnungsermachtigung
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(1) Das Bundesministerium fir Gesundheit wird ermachtigt, im Benehmen mit dem Bundesministerium fur
Bildung und Forschung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates in einer Ausbildungs- und
Prifungsverordnung nach MalRgabe des § 4 die Mindestanforderungen an die Ausbildung fir Notfallsanitaterinnen
und Notfallsanitater nach § 5 und die weitere Ausbildung nach § 32 Absatz 2, das Nahere Uber die staatliche
Prifung und Erganzungsprifung sowie das Nahere Uber die Urkunden fur die Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 zu
regeln.

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist flr Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungsnachweisen, die eine
Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 3, 4, 4a oder Absatz 5 beantragen, Folgendes zu regeln:

1. das Verfahren bei der Prifung der Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Nummer 2 und 3, insbesondere
die Vorlage der von der antragstellenden Person vorzulegenden Nachweise und die Ermittlung durch die
zustandige Behoérde entsprechend Artikel 50 Absatz 1 bis 3a in Verbindung mit Anhang VIl der Richtlinie
2005/36/EG,

2. die Pflicht von Inhaberinnen und Inhabern von Ausbildungsnachweisen, nach Mallgabe des Artikels 52
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG die Berufsbezeichnung des Aufnahmemitgliedstaats zu fihren und
deren etwaige Abklrzung zu verwenden,

die Fristen fur die Erteilung der Erlaubnis,

das Verfahren Uber die Voraussetzungen zur Dienstleistungserbringung gemaR § 1 Absatz 2 in Verbindung
mit den §§ 22 bis 24,

5. die Regelungen zur Durchfihrung und zum Inhalt der AnpassungsmaBnahmen nach § 2 Absatz 3 Satz 7
und Absatz 4 Satz 5,
6. das Verfahren bei der Ausstellung eines Europaischen Berufsausweises.

(3) Abweichungen durch Landesrecht von den Regelungen des Verwaltungsverfahrens in der auf der Grundlage
der Absatze 1 und 2 erlassenen Rechtsverordnung sind ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 kénnen die
Lander Abweichungen von den durch Rechtsverordnung im Fall des § 81a des Aufenthaltsgesetzes erlassenen
Fristenregelungen vorsehen.

Abschnitt 3
Ausbildungsverhaltnis

§ 12 Ausbildungsvertrag

(1) Zwischen dem Ausbildungstréager und der Schulerin oder dem Schiler ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag
nach MalRgabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schlieBen.

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens Folgendes enthalten:

1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vorschriften dieses Gesetzes ausgebildet wird,
2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung,
3. Angaben Uber die der Ausbildung zugrunde liegende Ausbildungs- und Prifungsverordnung sowie Uber die

inhaltliche und zeitliche Gliederung der praktischen Ausbildung,

die Dauer der regelmaligen taglichen oder wochentlichen Arbeitszeit,

die Dauer der Probezeit,

Angaben Uber Zahlung und Hohe der Ausbildungsvergiitung,

die Dauer des Urlaubs,

die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag geklndigt werden kann, und

© ® N o Uk

die dem Ausbildungsvertrag zugrunde liegenden tariflichen Bestimmungen und Dienstvereinbarungen.

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer Person, die zur Vertretung des Ausbildungstragers berechtigt ist, und
der Schilerin oder dem Schuler, bei Minderjahrigen auch von deren gesetzlichen Vertretern, zu unterzeichnen.
Eine Ausfertigung des unterzeichneten Ausbildungsvertrages ist der Schilerin oder dem Schuler und deren
gesetzlichen Vertretern auszuhandigen.

(4) Anderungen des Ausbildungsvertrages bediirfen der Schriftform.
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(5) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz nichts
anderes ergibt, die flr den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsatze anzuwenden.

§ 13 Pflichten des Ausbildungstragers

(1) Der Ausbildungstrager ist verpflichtet,

1. die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form planmaRig sowie zeitlich und sachlich
gegliedert so durchzuflihren, dass das Ausbildungsziel (§ 4) in der vorgesehenen Zeit erreicht werden
kann, und

2. der Schulerin oder dem Schler kostenlos die Ausbildungsmittel einschlieBlich der Fachbticher,

Instrumente und Apparate zur Verfligung zu stellen, die zur Ausbildung und zum Ablegen der staatlichen
Prafung erforderlich sind.

(2) Den Schulerinnen und Schilern dirfen nur Aufgaben Gbertragen werden, die dem Ausbildungszweck und

dem Ausbildungsstand entsprechen; die Ubertragenen Aufgaben sollen den physischen und psychischen Kraften
der Schilerinnen und Schuler angemessen sein. Wahrend der praktischen Ausbildung an einer genehmigten
Lehrrettungswache kénnen die Schulerinnen und Schiler auch zu regularen, dienstplanmaRigen Einsatzdiensten
herangezogen werden, wenn die Teilnahme am Einsatzdienst dem Zweck der Ausbildung dient und sich der
Ausbildungstrager nach einer Uberpriifung ihrer Kompetenz vergewissert hat, dass die Schilerin oder der Schiler
dazu in der Lage ist.

§ 14 Pflichten der Schiilerin oder des Schiilers

Die Schulerin oder der Schiler hat sich zu bemuhen, die in § 4 genannten Kompetenzen zu erwerben, die
erforderlich sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Sie oder er ist insbesondere verpflichtet,

1. an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen teilzunehmen,
2. die ihr oder ihm im Rahmen der Ausbildung Ubertragenen Aufgaben sorgfaltig auszufuhren und
3. die flr Beschaftigte in Einrichtungen nach § 5 Absatz 2 Satz 3 geltenden Bestimmungen Uber die

Schweigepflicht einzuhalten und Uber Betriebsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren.

§ 15 Ausbildungsvergiitung

(1) Der Ausbildungstrager hat der Schilerin oder dem Schiler eine angemessene Ausbildungsvergltung zu
gewahren.

(2) Sachbeziige kénnen in der Hohe der Werte, die durch Rechtsverordnung nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer
4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bestimmt sind, angerechnet werden; sie diirfen jedoch 75 Prozent der
Bruttovergltung nicht Gberschreiten. Kann die Schiilerin oder der Schiler aus berechtigtem Grund Sachbezlige
nicht abnehmen, so sind diese nach den Sachbezugswerten abzugelten.

(3) Eine Uber die vereinbarte regelmalige tagliche oder wdchentliche Ausbildungszeit hinausgehende
Beschaftigung ist nur ausnahmsweise zulassig und besonders zu vergiten.

§ 16 Probezeit

Das Ausbildungsverhaltnis beginnt mit der Probezeit. Die Probezeit betragt vier Monate.
§ 17 Ende des Ausbildungsverhaltnisses

(1) Das Ausbildungsverhaltnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit.

(2) Besteht die Schiilerin oder der Schiler die staatliche Prifung nicht oder kann sie oder er ohne eigenes
Verschulden die staatliche Priifung nicht vor Ablauf der Ausbildung ablegen, so verlangert sich das
Ausbildungsverhaltnis auf ihren oder seinen schriftlichen Antrag beim Ausbildungstrager bis zur nachstmaglichen
Wiederholungsprifung, héchstens jedoch um ein Jahr.

§ 18 Kiindigung des Aushildungsverhaltnisses

(1) Wahrend der Probezeit kann das Ausbildungsverhaltnis von jedem Vertragspartner jederzeit ohne Einhaltung
einer Kundigungsfrist gekindigt werden.
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(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhaltnis nur geklindigt werden

1. von jedem Vertragspartner ohne Einhalten einer Kindigungsfrist,
a) wenn die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Nummer 2 und 3 nicht oder nicht mehr vorliegen oder
b) wenn ein sonstiger wichtiger Grund vorliegt, sowie

2. von der Schiilerin oder dem Schiler mit einer Kiindigungsfrist von vier Wochen.

(3) Die Kiindigung muss schriftlich erfolgen. In den Fallen des Absatzes 2 Nummer 1 sind die Kiindigungsgriinde
anzugeben.

(4) Eine Kindigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen der
kiindigungsberechtigten Person langer als 14 Tage bekannt sind. Ist ein vorgesehenes Glteverfahren vor einer
auBergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt.

§ 19 Beschaftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis

Wird die Schilerin oder der Schiler im Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis beschaftigt, ohne dass hierlber
ausdrucklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhaltnis auf unbestimmte Zeit als begrindet.

§ 20 Nichtigkeit von Vereinbarungen

(1) Eine Vereinbarung, die zu Ungunsten der Schilerin oder des Schulers von den ubrigen Vorschriften dieses
Abschnitts abweicht, ist nichtig.

(2) Eine Vereinbarung, die die Schulerin oder den Schuler fur die Zeit nach Beendigung des
Ausbildungsverhaltnisses in der Austbung ihrer oder seiner beruflichen Tatigkeit beschrankt, ist nichtig. Dies gilt
nicht, wenn die Schulerin oder der Schuiler innerhalb der letzten sechs Monate des Ausbildungsverhaltnisses fur
die Zeit nach dessen Beendigung ein Arbeitsverhaltnis eingeht.

(3) Nichtig ist auch eine Vereinbarung tber

1. die Verpflichtung der Schulerin oder des Schulers, fur die Ausbildung eine Entschadigung oder Schulgeld
zu zahlen,

2. Vertragsstrafen,
den Ausschluss oder die Beschrankung von Schadensersatzansprichen und
die Festsetzung der Hohe eines Schadensersatzes in Pauschalbetragen.

§ 21 Ausschluss der Geltung von Vorschriften dieses Abschnitts

Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung auf Ausbildungsteilnehmerinnen und
Ausbildungsteilnehmer, die
1. die Ausbildung nach § 7 an einer Hochschule absolvieren oder

2. in einem Offentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhaltnis als Beamte auf Widerruf stehen.

Abschnitt 4
Erbringen von Dienstleistungen

§ 22 Dienstleistungserbringende Personen

(1) Staatsangehérige eines Vertragsstaats des Europaischen Wirtschaftsraums, die zur Ausibung des Berufs
des Notfallsanitaters in einem anderen Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraums auf Grund einer nach
deutschen Rechtsvorschriften abgeschlossenen Ausbildung oder auf Grund eines den Anforderungen des § 2
Absatz 4 entsprechenden Ausbildungsnachweises berechtigt sind und

1. die in einem Mitgliedstaat rechtmaRig niedergelassen sind oder,
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2. wenn der Beruf des Notfallsanitaters oder die Ausbildung zu diesem Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat
nicht reglementiert ist, diesen Beruf wahrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahrin
einem oder in mehreren Mitgliedstaaten rechtmaRig ausgeubt haben,

dlrfen als dienstleistungserbringende Personen im Sinne des Artikels 57 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union voribergehend und gelegentlich ihren Beruf im Geltungsbereich dieses Gesetzes ausiben.
Der vorubergehende und gelegentliche Charakter der Dienstleistungserbringung wird im Einzelfall beurteilt. In die
Beurteilung sind Dauer, Haufigkeit, regelmaRige Wiederkehr und Kontinuitat der Dienstleistung einzubeziehen.

(2) Dienstleistungserbringende Personen haben beim Erbringen der Dienstleistung im Geltungsbereich dieses
Gesetzes die gleichen Rechte und Pflichten wie Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1.

(3) Die Berechtigung nach Absatz 1 besteht nicht, wenn die Voraussetzungen fir eine Ricknahme oder einen
Widerruf, die sich auf die Tatbestande nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 beziehen, zwar vorliegen,
die Rucknahme oder der Widerruf jedoch nicht vollzogen werden kann, da die betroffene Person keine deutsche
Berufserlaubnis besitzt.

(4) § 1 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 23 Meldung der dienstleistungserbringenden Person an die zustandige Behorde

(1) Wer beabsichtigt, im Sinne des § 22 Absatz 1 Dienstleistungen zu erbringen, hat dies der zustandigen Behoérde
vorher schriftlich zu melden. Die Meldung ist einmal jahrlich zu erneuern, wenn die dienstleistungserbringende
Person beabsichtigt, wahrend des betreffenden Jahres voribergehend und gelegentlich Dienstleistungen im
Geltungsbereich dieses Gesetzes zu erbringen.

(2) Bei der erstmaligen Meldung oder bei wesentlichen Anderungen hat die dienstleistungserbringende Person
einen Staatsangehdrigkeitsnachweis, einen Berufsqualifikationsnachweis, eine der Bescheinigungen nach
Nummer 1 oder Nummer 2 sowie die Erklarung nach Nummer 3 vorzulegen:

1. eine Bescheinigung Uber die rechtmaBige Niederlassung als Notfallsanitaterin oder als Notfallsanitater
in einem anderen Mitgliedstaat; dabei darf der dienstleistungserbringenden Person die Auslibung dieser
Tatigkeit zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht voriibergehend, untersagt sein
und es durfen keine Vorstrafen vorliegen oder

2. im Fall des § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 einen Nachweis in beliebiger Form dariber, dass die
dienstleistungserbringende Person eine dem Beruf des Notfallsanitaters entsprechende Tatigkeit
wahrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr lang rechtmaRig in einem oder in mehreren
Mitgliedstaaten ausgelbt hat, und

3. eine Erklarung der dienstleistungserbringenden Person, dass sie Uber die zur Erbringung der
Dienstleistung erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache verfugt.

Die fur die Ausubung der Dienstleistung erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache missen vorhanden
sein.

§ 24 Priifen der Angaben durch die zustandige Behérde

(1) Die zustandige Behorde pruft im Fall der erstmaligen Dienstleistungserbringung den nach § 23 Absatz 2 Satz 1
vorgelegten Berufsqualifikationsnachweis.

(2) § 2 Absatz 4 und 4a gilt entsprechend mit der Mallgabe, dass flr wesentliche Unterschiede zwischen

der beruflichen Qualifikation der dienstleistungserbringenden Person und der nach diesem Gesetz und der
Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater geforderten Ausbildung
AusgleichsmaBnahmen nur gefordert werden durfen, wenn die Unterschiede so grol$ sind, dass ohne den
Ausgleich der fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten die 6ffentliche Gesundheit gefahrdet ware. Soweit dies fur
die Beurteilung der Frage, ob wesentliche Unterschiede vorliegen, erforderlich ist, kann die zustandige Behorde
bei der zustandigen Behdrde des Niederlassungsmitgliedstaats Informationen Uber die Ausbildungsgange der
dienstleistungserbringenden Person anfordern.

(3) Der Ausgleich der fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten erfolgt durch eine Eignungsprufung.

§ 25 Bescheinigungen der zustandigen Behorde
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Einer oder einem Staatsangehdrigen eines Vertragsstaats des Europadischen Wirtschaftsraums, die oder

der im Geltungsbereich dieses Gesetzes den Beruf des Notfallsanitaters auf Grund einer Erlaubnis nach § 1
Absatz 1 ausubt, ist auf Antrag fur Zwecke der Dienstleistungserbringung in einem anderen Vertragsstaat des
Europaischen Wirtschaftsraums eine Bescheinigung dariber auszustellen, dass sie oder er

1. als Notfallsanitaterin oder Notfallsanitater rechtmaRig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Austbung
des Berufs nicht, auch nicht voribergehend, untersagt ist und keine Vorstrafen vorliegen,

2. Uber die zur Austbung der jeweiligen Tatigkeit erforderliche berufliche Qualifikation verfigt.
§ 1 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 26 Verwaltungszusammenarbeit, Unterrichtungspflichten

(1) Wird gegen die Pflichten nach § 22 Absatz 2 verstoRen, so hat die zustandige Behérde unverzlglich die
zustandige Behorde des Niederlassungsmitgliedstaats dieser dienstleistungserbringenden Person hierliber zu
unterrichten.

(2) Im Fall von berechtigten Zweifeln sind die zustandigen Behdrden berechtigt, fir jede
Dienstleistungserbringung von den zustandigen Behérden des Niederlassungsmitgliedstaats Informationen Gber
die RechtmaRigkeit der Niederlassung sowie darlber anzufordern, ob berufsbezogene disziplinarische oder
strafrechtliche Sanktionen vorliegen.

(3) Auf Anforderung der zustandigen Behdrden eines Vertragsstaats des Europaischen Wirtschaftsraums haben
die zustandigen Behdrden in Deutschland nach Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG der anfordernden Behdrde
Folgendes zu Gbermitteln:

1. alle Informationen Uber die RechtmaRigkeit der Niederlassung und die gute Fihrung der
dienstleistungserbringenden Person sowie

2. Informationen daruber, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen oder strafrechtlichen Sanktionen
vorliegen.

Abschnitt 5
Zustandigkeiten

§ 27 Aufgaben der jeweils zustidndigen Behorden

(1) Die Entscheidungen, ob die Erlaubnis erteilt wird, die Berufsbezeichnung , Notfallsanitaterin“ oder
~Notfallsanitater” zu fuhren (§ 2 Absatz 1), trifft die zustandige Behdrde des Landes, in dem die antragstellende
Person die Prifung abgelegt hat.

(2) Die Entscheidungen Uber die Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen (§ 9) und die Anrechnung von
Fehlzeiten (§ 10) trifft die zustdndige Behdrde des Landes, in dem die Ausbildung durchgefuhrt wird oder dem
Antrag entsprechend durchgefthrt werden soll.

(3) Die Meldung der dienstleistungserbringenden Person nach § 23 nimmt die zustéandige Behdrde des Landes
entgegen, in dem die Dienstleistung erbracht werden soll oder erbracht worden ist. Sie fordert die Informationen
nach § 26 Absatz 2 an.

(4) Die Informationen nach § 26 Absatz 3 werden durch die zustandige Behdrde des Landes Ubermittelt, in
dem der Beruf des Notfallsanitaters ausgeubt wird oder zuletzt ausgeltbt worden ist. Die Unterrichtung des
Herkunftsmitgliedstaats gemaR § 26 Absatz 1 erfolgt durch die zustandige Behdrde des Landes, in dem die
Dienstleistung erbracht wird oder erbracht worden ist.

(5) Die Bescheinigungen nach § 25 stellt die zustandige Behdrde des Landes aus, in dem die antragstellende
Person den Beruf des Notfallsanitaters ausubt.

(6) Die Lander bestimmen die zur Durchfihrung dieses Gesetzes zustandigen Behdrden.

Abschnitt 6
BuRgeldvorschriften
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§ 28 BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. ohne Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 die Berufsbezeichnung ,Notfallsanitaterin“ oder , Notfallsanitater” oder
2. entgegen § 30 Absatz 2 die Berufsbezeichnung ,Rettungsassistentin® oder ,Rettungsassistent”
fuhrt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu dreitausend Euro geahndet werden.

Abschnitt 7 )
Anwendungs- und Ubergangsvorschriften

§ 29 Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes

Fir die Ausbildung zur Notfallsanitaterin oder zum Notfallsanitater findet das Berufsbildungsgesetz keine
Anwendung.

§ 30 Weiterfiihren der alten Erlaubnis zur Fiihrung der Berufshezeichnung

Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten, die eine Erlaubnis nach dem Rettungsassistentengesetz
besitzen, dirfen die Berufsbezeichnung weiterhin fihren. Die Berufsbezeichnung , Rettungsassistentin“ oder
JRettungsassistent” darf jedoch nur unter den Voraussetzungen des Satzes 1 gefuhrt werden.

§ 31 Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen

(1) Schulen entsprechend § 5 Absatz 2 Satz 1, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des
Rettungsassistentengesetzes staatlich anerkannt worden sind, gelten weiterhin als staatlich anerkannt nach § 6,
wenn die Anerkennung nicht zurlickgenommen wird.

(2) Die Anerkennung ist zuriickzunehmen, falls das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 6 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 nicht innerhalb von flnf und nach § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 nicht innerhalb von zehn Jahren nach
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nachgewiesen wird. Sie ist ferner zuriickzunehmen, wenn zum Zeitpunkt des
Beginns des ersten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anfangenden Ausbildungsjahres die Voraussetzung des § 6
Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 nicht sichergestellt ist.

(3) Die Voraussetzungen des § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 gelten als erflillt, wenn als Schulleitung oder
Lehrkrafte Personen eingesetzt werden, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes

1. eine staatlich anerkannte Rettungsassistentenschule leiten,
2. als Lehrkrafte an einer staatlich anerkannten Rettungsassistentenschule unterrichten,
3. Uber die Qualifikation zur Leitung oder zur Tatigkeit als Lehrkraft an einer staatlich anerkannten

Rettungsassistentenschule verfigen oder

4, an einer Weiterbildung zur Leitung einer staatlich anerkannten Rettungsassistentenschule oder Lehrkraft
teilnehmen und diese innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes abschlieRen.

§ 32 Ubergangsvorschriften

(1) Eine Ausbildung zur Rettungsassistentin oder zum Rettungsassistenten, die vor AuBerkrafttreten des
Rettungsassistentengesetzes vom 10. Juli 1989 (BGBI. | S. 1384), das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom
2. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2686) geandert worden ist, begonnen worden ist, wird nach den Vorschriften des
Rettungsassistentengesetzes abgeschlossen. Nach Abschluss der Ausbildung erhalt die antragstellende Person,
wenn die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Nummer 2 und 3 vorliegen, die Erlaubnis, die Berufsbezeichnung
»Rettungsassistentin” oder ,Rettungsassistent” zu flhren.

(2) Eine Person, die eine mindestens funfjahrige Tatigkeit als Rettungsassistentin oder Rettungsassistent
nachweist, erhalt bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Nummer 2 und 3 die Erlaubnis, die
Berufsbezeichnung ,Notfallsanitaterin“ oder ,Notfallsanitadter” zu flhren, wenn sie innerhalb von zehn Jahren nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes die staatliche Erganzungsprifung besteht. Satz 1 gilt entsprechend fir eine Person,
die
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1. eine mindestens dreijahrige Tatigkeit als Rettungsassistentin oder Rettungsassistent nachweist und zur
Vorbereitung auf die Erganzungsprifung an einer weiteren Ausbildung von 480 Stunden teilgenommen
hat oder

2. eine geringere als eine dreijahrige Tatigkeit oder, bei Personen nach Absatz 1, keine Tatigkeit als

Rettungsassistentin oder Rettungsassistent nachweist und zur Vorbereitung auf die Erganzungsprifung an
einer weiteren Ausbildung von 960 Stunden teilgenommen hat.

Die weitere Ausbildung kann in Vollzeitform, Teilzeitform oder berufsbegleitend absolviert werden. Eine Person
nach Satz 2 Nummer 1 oder Nummer 2, die an keiner weiteren Ausbildung teilnimmt, erhalt bei Vorliegen der
Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Nummer 2 und 3 die Erlaubnis nach § 1 Absatz 1, wenn sie innerhalb von zehn
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die staatliche Prifung besteht.

- Seite 14 von 14 -



	Gesetz über den Beruf der Notfallsanitäterin und des Notfallsanitäters* (Notfallsanitätergesetz - NotSanG)
	Fußnote
	Abschnitt 1Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung
	§ 1 Führen der Berufsbezeichnung
	§ 2 Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis
	§ 2a Eigenverantwortliche Durchführung heilkundlicher Maßnahmen durch Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter
	§ 3 Unterrichtungspflichten
	§ 3a Vorwarnmechanismus

	Abschnitt 2Ausbildung
	§ 4 Ausbildungsziel
	§ 5 Dauer und Struktur der Ausbildung
	§ 6 Staatliche Anerkennung von Schulen; Genehmigung von Lehrrettungswachen
	§ 7 Ausbildung an der Hochschule im Rahmen von Modellvorhaben
	§ 8 Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung
	§ 9 Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen
	§ 10 Anrechnung von Fehlzeiten
	§ 11 Verordnungsermächtigung

	Abschnitt 3Ausbildungsverhältnis
	§ 12 Ausbildungsvertrag
	§ 13 Pflichten des Ausbildungsträgers
	§ 14 Pflichten der Schülerin oder des Schülers
	§ 15 Ausbildungsvergütung
	§ 16 Probezeit
	§ 17 Ende des Ausbildungsverhältnisses
	§ 18 Kündigung des Ausbildungsverhältnisses
	§ 19 Beschäftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis
	§ 20 Nichtigkeit von Vereinbarungen
	§ 21 Ausschluss der Geltung von Vorschriften dieses Abschnitts

	Abschnitt 4Erbringen von Dienstleistungen
	§ 22 Dienstleistungserbringende Personen
	§ 23 Meldung der dienstleistungserbringenden Person an die zuständige Behörde
	§ 24 Prüfen der Angaben durch die zuständige Behörde
	§ 25 Bescheinigungen der zuständigen Behörde
	§ 26 Verwaltungszusammenarbeit, Unterrichtungspflichten

	Abschnitt 5Zuständigkeiten
	§ 27 Aufgaben der jeweils zuständigen Behörden

	Abschnitt 6Bußgeldvorschriften
	§ 28 Bußgeldvorschriften

	Abschnitt 7Anwendungs- und Übergangsvorschriften
	§ 29 Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes
	§ 30 Weiterführen der alten Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung
	§ 31 Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen
	§ 32 Übergangsvorschriften



